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Geſetz⸗Sammlung 
NE Be fuͤr die 


reußiſchen Staaten 


Nö ni gliche u P 
dan, — No. 28.ä 


(No. 1679.) Allerhöchſte Bekanntmachung des Beſchluſſes der Deutſchen Bundesverſammlung 
ö in deren 39ſten Sitzung am IAten November 1834., wegen der Deutſchen 
Univerſitaͤten und anderer Lehre und Erziehungsanſtalten. Vom dten Des 


5 zember 1835. 5 5 ie 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
he Preußen ꝛc. ce. TE : | 
Thun kund und fügen hiemit zu wiſſen: die Deutſche Bundesverſammlung hat 
in ihrer am 14ten November 1834. ſtattgehabten 39ſten Sitzung zum Zwecke der 


Feſtſtellung und Aufrechthaltung gemeinſamer Maaßregeln in Betreff der Univer⸗ 
ſitaͤten und anderer Lehr⸗ und en Deutſchlands beſchloſſen: 
5 rtikel 1. 


Die Regierungen werden auf ihren Univerſitaͤten für die Immatrikula⸗ 
tion eine eigne Kommiſſion niederſetzen, welcher der außerordentliche Regie⸗ 
rungsbevollmaͤchtigte oder ein von der Regierung dazu ernannter Stellvertreter 
deſſelben beiwohnen wird. : ; 

Alle Studirende find verbunden, ſich bei dieſer Kommiſſion innerhalb 
zwei Tagen nach ihrer Ankunft zur Immatrikulation zu melden. Acht Tage 
nach dem vorſchriftsmaͤßigen Beginnen der Vorleſungen darf, ohne Genehmi⸗ 
gung der von der Regierung hiezu beſtimmten Behoͤrde, keine Immatrikulation 
mehr ſtattfinden. Dieſe Genehmigung wird insbeſondere alsdann erfolgen, wenn 
ein Studirender die Verzoͤgerung ſeiner Anmeldung durch Nachweiſung gültiger 
Verhinderungsgruͤnde zu entſchuldigen vermag. 5 

Auch die auf einer Univerſitaͤt bereits immatrikulirten Studirenden muͤs⸗ 

f I ſich beim Anfange eines jeden Semeſters in den zur Immatrikulation ange⸗ 
etzten Stunden bei der Kommiſſion melden und ſich uͤber den inzwiſchen gemach⸗ 
ten Aufenthalt ausweiſen. 

s Artikel 2. N 

Ein Studirender, welcher um die Immatrikulation nachſucht, muß der 

Kommiſſion vorlegen: 5 
1) Wenn er das akademiſche Studium beginnt — ein Zeugniß ſeiner wiſ⸗ 
ſenſchaftlichen Vorbereitung zu demſelben und ſeines ſittlichen Betragens, 
wie ſolches durch die Geſetze des Landes, dem er angehoͤrt, vorgeſchrieben iſt. 
Wo noch keine Verordnungen hierüber beſtehen, werden fie er⸗ 
laſſen werden. Die Regierungen werden einander von ihren uͤber dieſe 
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Zeugniſſe erlaſſenen Geſetzen, durch deren Mittheilung an die Bundesver⸗ 
ammlung, in Kenntniß ſetzen. 35 


2) Wenn der Studirende fi) von einer Univerſitaͤt auf eine andere begeben 
hat, auch von jeder fruͤher beſuchten — ein Zeugniß des Fleißes und 
ſittlichen Betragens. a ER 

3) Wenn er die akademiſchen Studien eine Zeit lang unterbrochen hat — 
ein Zeugniß uͤber ſein Betragen von der Obrigkeit des Orts, wo er 
ſich im letzteren Jahre laͤngere Zeit aufgehalten hat, in welchem zugleich 
zu bemerken iſt, daß von ihm eine Öffentliche Lehranſtalt nicht beſucht ſey. 

Paͤſſe und Privatzeugniſſe genügen nicht; doch kann bei ſolchen, 

1 0 aus Orten außer Deutſchland kommen, hierin einige Nachſicht 

ſtattfinden. e 5 

Jedenfalls bei ſolchen Studirenden, die einer vaͤterlichen oder vormund⸗ 

ſchaftlichen Gewalt noch unterworfen find — ein obrigkeitlich beglaubig⸗ 
tes Zeugniß der Eltern oder derer, welche ihre Stelle vertreten, daß 
der Studirende von ihnen auf die Univerſitaͤt, wo er aufgenommen zu 

werden verlangt, geſandt ſey. Sa N > 8 Er 
Diefe Zeugniffe find von der Immatrikulations⸗Kommiſſion nebft 

dem Paſſe des Studirenden bis zu feinem Abgange aufzubewahren. 
Iſt Alles gehoͤrig beobachtet, ſo erhält der Studirende die gewoͤhn⸗ 
liche Matrikel; die Regierungen der Bundesſtgaten werden aber Verfuͤ⸗ 
gung treffen, daß dieſe in keinem derſelben ſtatt eines Paſſes angenommen 

werden kann. I 5 
RSG Artikel 3. 


In den Zeugniſſen uͤber das Betragen ſind die etwa erkannten Strafen 
nebſt der Urſache derſelben anzuführen, und zwar in allen Faͤllen, wo irgend 
eine Strafe wegen verbotener Verbindung erkannt iſt. Die Anfuͤhrung der 
Beſtrafung wegen anderer nicht erheblicher Kontrapentionen kann nach dem Er⸗ 
meſſen der Behoͤrde entweder ganz unterbleiben, oder nur im Allgemeinen an⸗ 
gedeutet werden. In allen Zeugniſſen iſt (wo moͤglich mit Angabe der Gruͤnde) 
zu bemerken, ob der Inhaber der Theilnahme an verbotenen Verbindungen ver⸗ 
daͤchtig geworden ſey oder nicht. f 5 5 8 5 57 

Jeder iſt verpflichtet, um dieſe Zeugniſſe ſo zeitig nachzuſuchen, daß er ſie 
bei der Immatrikulation vorzeigen kann, und die Behoͤrden ſind gehalten, ſolche 
ohne Aufenthalt auszufertigen, Falls nicht Gruͤnde der Verweigerung vorliegen, 
welche auf Verlangen des Studirenden beſcheinigt werden muͤſſen. Gegen die 
Verweigerung kann derſelbe den Rekurs an die Behoͤrde nehmen. ER 

Kann ein Studirender bei dem Gefuhe um Immatrikulation die erfor⸗ 
derlichen Zeugniſſe nicht vorlegen, verſpricht er jedoch deren Nachlieferung, fo 
kann er, nach dem Ermeſſen der Immatrikulations⸗Kommiſſion, vorerſt ohne 
Immatrikulation, auf die akademiſchen Geſetze verpflichtet und zum Beſuche der 
Kollegien zugelaſſen werden. Von Seiten der Univerſitaͤt ſoll aber ſofort an 
die Behoͤrde, welche die Zeugniſſe auszuſtellen oder zu beglaubigen hat, um 
Nachricht geſchrieben werden, BEN 94 0 ohne Aufenthalt zu ertheilen iſt. 
verweigern: 
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Die Immatrikulation iſt zu REN 
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1) Wenn ein Studirender fih zu ſpaͤt dazu meldet und ſich deshalb nicht ges 


nuͤgend entſchuldigen kann. (Art. 1.) i Ber 1 
2) Wenn er die erforderlichen Zeugniſſe nicht vorlegen kann. 
Etfolgt auf die Erkundigung von Seiten der Univerſitaͤt laͤngſtens 
binnen vier Wochen, vom Abgangstage des Schreibens an gerechnet, 
keine Antwort, oder wird die Ertheilung eines Zeugniſſes, aus welchem 
Grunde es auch ſey, verweigert (Art. 2. u. 3.) fo muß der Angekommene 
in der Regel ſofort die Univerſitaͤt verlaſſen, wenn ſich die Regierung 
nicht aus beſonders ruͤckſichtswuͤrdigen Gruͤnden bewogen findet, ihm den 
Beſuch der Kollegien unter der im vorſtehenden Artikel enthaltenen Be⸗ 
ſchraͤnkung noch auf eine beſtimmte Zeit zu geſtatten. Auch bleibt ihm 
unbenommen, wenn er ſpaͤter mit den erforderlichen Zeugniſſen verſehen 
iſt, ſich wieder zu melden. = 
3) Wenn der Ankommende von einer anderen Univerſitaͤt mittelſt des Consilü 
abeundi weggewieſen iſt. i 
Ein ſolcher kann von einer Univerſitaͤt nur dann wieder aufgenom⸗ 
men werden, wenn die Regierung dieſer Univerſitaͤt, nach vorgaͤngiger 
nothwendiger, mittelſt des Regierungsbevollmaͤchtigten zu pflegender 
Ruͤckſprache mit der Regierung der Univerſitaͤt, welche die Wegweiſung 
verfuͤgt hat, es geſtattet. Zu der Aufnahme eines Relegirten iſt nebſt⸗ 
dem die Einwilligung der Regierung des Landes, dem er angehoͤrt, 
erforderlich. 5 - 
Wenn ſich gegen den Ankommenden ein dringender Verdacht ergiebt, daß 
er einer verbotenen Verbindung angehoͤrt und er ſich von demſelben auf 
eine befriedigende Weiſe nicht zu reinigen vermag. i 5 
Die Regierungskommiſſaire werden daruͤber wachen, daß die Uni⸗ 
verſitaͤten jede Wegweiſung eines Studirenden von der Univerſitaͤt, nebſt 
dey genau zu bezeichnenden Urſache und einem Signalement des Wegge⸗ 
wieſenen ſich gegenſeitig mittheilen, zugleich aber auch die Eltern des 
Weggewieſenen oder deren Stellvertreter davon benachrichtigen. 


Artikel 5. 

Jedem Studirenden werden vor der Immatrikulation die Vorſchriften 
der §. 3. u. 4. des Bundesbeſchluſſes vom 20ſten September 1819. über die in An⸗ 
ſehung der Univerſitaͤten zu ergreifenden Maaßregeln, ſo wie die Beſtimmungen 
der hier folgenden Artikel, in einem woͤrtlichen Abdrucke eingehaͤndigt, welcher 
ſich rnit folgendem Reverſe ſchließt: ö 

„Ich Endesunterzeichneter verſpreche mittelſt meiner Namensunterſchrift 
auf Ehre und Gewiſſen: 899 a 9 iG 0 

) daß ich an keiner verbotenen oder unerlaubten Verbindung der Studi⸗ 
renden, insbeſondere an keiner burſchenſchaftlichen Verbindung, welchen 

Namen dieſelbe auch fuͤhren mag, Theil nehmen, mich an dergleichen 
Verbindungen in keiner Beziehung naͤher oder entfernter anſchließen, noch 
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ſolche auf irgend eine Art befoͤrdern werd; i 
2) daß ich weder zu dem Zwecke gemeinſchaftlicher Berathſchlagungen über 
die beſtehenden Geſetze und Einrichtungen des Landes, noch zu jenem der 
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. wirklichen Auflehnung gegen obrigkeitliche Maaßregeln mit Andern mich 
vereinigen werde. rs) me een ee 
Insbeſondere erkläre ich mich für verpflichtet, den Forderungen, 

welche die dieſem Reverſe vorgedruckten Beſtimmungen enthalten, ſtets 
nachzukommen, widrigenfalls aber mich allen gegen deren Uebertreter 
daſelbſt ausgeſprochenen Strafen und nachtheiligen Folgen unweigerlich 


* 


zu unterwerfen.“ f SR 
Erſt nachdem dieſer Revers unterſchrieben worden iſt, findet die Im⸗ 
matrikulation ſtatt. Wer dieſe Unterſchrift verweigert, iſt ſofort und ohne alle 
Nachſicht von der Univerſtitaͤt zu verweiſen. ; —— 


Artikel 6. 5 
Vereinigungen der Studirenden zu wiſſenſchaftlichen oder geſelligen Zwek⸗ 
ken, koͤnnen mit Erlaubniß der Regierung, unter den von letzterer feſtzuſetzenden 
Bedingungen ſtattfinden. Alle andere Verbindungen der Studirenden ſowohl 
unter ſich, als mit ſonſtigen Geheimen Geſellſchaften, ſind als verboten zu 
betrachten. | 
Artikel 7. 


Die Theilnahme an verbotenen Verbindungen ſoll, unbeſchadet der in 
einzelnen Staaten beſtehenden ſtrengeren Beſtimmungen, nach folgenden Abſtu⸗ 
fungen beſtraft werden: ; 5 

1) Die Stifter einer verbotenen Verbindung und alle diejenigen, welche 
Andere zum Beitritte verleitet oder zu verleiten geſucht haben, ſollen 
niemals mit bloßer Karzerſtrafe, ſondern jedenfalls mit dem Consilio 
abeundi, oder, nach Befinden, mit der Relegation, die den Umſtaͤnden 
nach zu ſchaͤrſen iſt, belegt werden. i 

2) Die uͤbrigen Mitglieder folder Verbindungen ſollen mit ſtrenger Kar⸗ 

zerſtrafe, bei wiederholter oder fortgeſetzter Theilnahme aber, wenn ſchon 

eine Strafe wegen verbotener Verbindungen vorangegangen iſt, oder 
andere Verſchaͤrfungsgruͤnde vorliegen, mit der Unterſchrift des Consilii 
abeundi, oder dem Consilio abeundi ſelbſt, oder, bei beſonders erſchwe⸗ 
renden Umſtaͤnden, mit der Relegation, die dem Befinden nach zu ſchaͤr⸗ 

. fen iſt, belegt werden. 1 7090 1 1% 

3) Inſofern aber eine Verbindung mit Studirenden anderer Univerfitäten, 

zur Befoͤrderung verbotener Verbindungen, Briefe wechſelt, oder durch 
Deputirte kommunizirt, ſo ſollen alle diejenigen Mitglieder, welche an die⸗ 
fer Korreſpondenz einen thätigen Antheil genommen haben, mit der Re⸗ 

legation beſtraft werden | 5 

Y Auch Diejenigen, welche, ohne Mitglieder der Geſellſchaft zu ſeyn, dennoch 
fuͤr die Verbindung thaͤtig geweſen ſind, ſollen, nach Befinden der Um⸗ 
ſtaͤnde, nach obigen Straf⸗Abſtufungen a werden. 


5) Wer wegen verbotener Verbindungen beſtraft wird, verliert nach Um⸗ 
ſtaͤnden zugleich die akademiſchen Benefizien, die ihm aus oͤffentlichen 
Fondskaſſen oder von ‚Städten, Stiftern, aus Kirchenregiſtern u. ſ. w. 

a verliehen ſeyn moͤchten, oder deren Genuß aus irgend einem andern 
SGSrunde an die Zuſtimmung der Stgatsbehoͤrden gebunden iſt. me 
ie FT 8 0 chen 
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chen verliert er die feither etwa genoſſene Befreiung bei Bezahlung der 
Honorarien fuͤr Vorleſungen. 1 

6) Wer wegen verbotener Verbindungen mit dem Consilio abeundi belegt 

it, dem kann die zur Wiederaufnahme auf eine Univerſitäaͤt erforderliche 

Erlaubniß (Art. 4. Nr. 3.) vor Ablauf von ſechs Monaten, und dem, 

der mit der Relegation beſtraft worden iſt, vor Ablauf von einem Jahre 
nicht ertheilt werden. a 

. Sollte die eine oder andere Strafe theils wegen verbotener Ver⸗ 
bindungen, theils wegen anderer Vergehen erkannt werden, und das in 
Betreff verbotener Verbindungen zur Laſt fallende Verſchulden nicht fo 
groß geweſen ſeyn, daß deshalb allein guf Wegweiſung erkannt worden 
ſeyn würde, fo find die oben bezeichneten Zeiträume auf die Hälfte beſchraͤnkt. 

7) Bei allen in den akademiſchen Geſetzen des betreffenden Staats erwaͤhn⸗ 
ten Vergehungen der Studirenden iſt, bei dem Daſeyn von Indizien, 
nachzuforſchen, ob dazu eine verbotene Verbindung naͤheren oder entfern⸗ 
teren Anlaß gegeben habe. Wenn dies der Fall iſt, ſo ſoll es als er⸗ 

ſchwerender Umſtand angeſehen werden. 

8) Dem Geſuche um Aufhebung der Strafe der Wegweiſung von einer 
Univerfität in den Faͤllen und nach Ablauf der feſtgeſetzten Zeit, wo Be⸗ 
gnadigung ſtattfinden kann (Nr. 6. oben), wollen die Regierungen nie⸗ 
mals willfahren, wenn der Nachſuchende nicht glaubhaft darthut, daß er 
die Zeit der Verweiſung von der Univerſitaͤt nuͤtzlich verwendet, ſich eines 
untadelhaften Lebenswandels befliſſen hat, und keine glaubhafte Anzeigen, 
daß er an verbotenen nen e genommen, vorliegen. 

s : 2 rtike } 
| ‚Die Mitglieder einer burſchenſchaftlichen oder einer auf politiſche Zwecke 
unter irgend einem Namen gerichteten unerlaubten Verbindung trifft (vorbehalt⸗ 
lich der etwa zu verhaͤngenden Kriminalſtrafen) geſchaͤrfte Relegation. Die kuͤnftig 
aus ſolchem Grunde mit geſchaͤrfter Relegation Beſtraften ſollen eben ſo wenig 
zum Zivildienſte, als zu einem kirchlichen oder Schulamte, zu einer akademiſchen 
Würde, zur Advokatur, zur aͤrztlichen oder chirurgiſchen Praxis, innerhalb der 
Staaten des Deutſchen Bundes: zugelaffen werden. f 

Wuͤrde ſich eine Regierung durch beſonders erhebliche Gruͤnde bewogen 
inden, eine gegen einen ihrer Unterthanen wegen Verbindungen der bezeichneten 

let erkannte Strafe im Gnadenwege zu mildern oder nachzulaſſen, ſo wird dieſes 

nie ohne ſorgfaͤltige Erwaͤgung aller Umſtaͤnde, ohne Ueberzeugung von dem 

Austritte des Verirrten aus jeder geſetzwidrigen Verbindung und ohne Anord⸗ 

nung der erforderlichen Aufſicht gehe 2 

rtifel 9. 25 ; 

Die Regierungen werden das Erforderliche verfügen, damit in Fällen, 
wo politiſche Verbindungen der Studikenden auf Univerſitaͤten vorkommen, 
ſaͤmmtliche uͤbrige Univerſitaͤten aer N benachrichtigt werden. ’ 
Schar el li IL, eee e,, mean 5 

Bel allen mit akademiſchen Strafen zu belegenden Geſetzwidrigkeiten bleibt 
die kriminelle Beſtrafung, nach Beſchaffenheit der veruͤbten geſetzwidrigen That, 

und We er auch dann vorbehalten, wenn die Zwecke einer Verbindung 105 
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Studirenden oder die in Folge derſelben begangenen Handlungen die Anwen⸗ 
dung haͤrterer Strafgeſetze nothwendig machen. e ee 
ö Artikel 11. 180 1 1 5 

Wer gegen eine Univerfität, ein Inſtitut, eine Behörde oder einen aka⸗ 
demiſchen Lehrer eine ſogenannte Verrufserklaͤrung direkt oder indirekt unter⸗ 
nimmt, ſoll von allen Deutſchen Univerſitaͤten ausgeſchloſſen ſeyn, und es ſoll dieſe 
Ausſchließung oͤffentlich bekannt gemacht werden. Diejenigen, welche die Aus⸗ 
führung folder. Verrufserklaͤrung vorſätzlich befördern, werden, nach den Um⸗ 
ſtaͤnden, mit dem Consilio abeundi oder mit der Relegation beſtraft werden, 
und es wird in Anſehung ihrer Aufnahme auf eine andere Univerſitaͤt dasje⸗ 
nige ſtattfinden, was oben Artikel 7. Nr. 6. beſtimmt iſt. 0 f 
f Gleiche Strafe, wie Befoͤrderer vorgedachter Verrufserklaͤrungen, wird 
diejenigen Studirenden treffen, welche ſich Verrufserklaͤrungen gegen Privatper⸗ 
ſonen erlauben oder daran Theil nehmen. Der Landesgeſetzgebung bleibt die 
Beſtimmung uͤberlaſſen, in wie weit Verrufserklaͤrungen außerdem als Injurien 
zu behandeln ſeyen. 

Artikel 12. 


Jeder, der auf einer Univerſttaͤt ſtudirt hat und in den Staatsdienſt tre⸗ 
ten will, iſt verpflichtet, bei dem Abgange von der Univerſitaͤt, ſich mit einem 
Zeugniſſe uͤber die Vorleſungen, die er beſucht hat, uͤber ſeinen Fleiß und ſeine 
Auffuͤhrung zu verſehen. f 

Ohne die Vorlage dieſer Zeugniſſe wird keiner in einem Deutſchen Bun⸗ 
desſtagte zu einem Examen zugelaſſen und alſo auch nicht im Staatsdienſte an⸗ 
geftellt werden. Die Regierungen werden ſolche Verfügungen treffen, daß die 
auszuſtellenden Zeugniſſe ein moͤglichſt genaues und beſtimmtes Urtheil geben. 

Vorzuͤglich haben dieſe Zeugniffe ſich auch auf die Frage der Theilnahme 
an verbotenen Verbindungen zu erſtrecken. Die außerordentlichen Regierungs⸗ 
Bevollmaͤchtigten werden angewieſen werden, über den gewiſſenhaften Vollzug 
dieſer Anordnung zu wachen. 2 f 
Artikel 13. f 


„Die akademiſchen Gremien, als ſolche, werden der von ihnen bisher aus⸗ 
geuͤbten Strafgerichtsbarkeit in Kriminal- und allgemeinen Polizeiſachen 
über die Studirenden allenthalben enthoben. Die Bezeichnung und Zuſammen⸗ 
ſetzung derjenigen Behörden, welchen dieſe Gerichtsbarkeit übertragen werden 
ſoll, bleibt den einzelnen Landesregierungen uͤberlaſſen. Vorſtehende Beſtimmung 
bezieht ſich jedoch eben ſo wenig auf einfache, die Studirenden ausſchließlich be⸗ 
treffende Disziplinar⸗Gegenſtaͤnde, namentlich die Aufſicht auf Studien, Sitten 
und Beobachtung der akademiſchen Statuten, als auf Erkennung eigentlich aka⸗ 
demiſcher Strafen. 135 
Artikel 14. 


Die Beſtimmungen der Artikel 1. bis 12 ſollen auf ſechs Jahre als 
eine verbindliche Verabredung beſtehen, vorbehaltlich einer weitern Uebereinkunft, 
nun: 15 nach den inzwiſchen geſammelten Erfahrungen für, angemeſſen erachtet 


i ee e e GET ene eee e 
Die Artikel I. bis 12. ſollen auch auf andere oͤffentliche ſowohl als 
Pri⸗ 
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Privat⸗, Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten, ſo weit es ihrer Natur nach thunlich 
iſt, angewendet werden. Die Regierungen werden auch bei dieſen die zweckmaͤs⸗ 
ſigſte Fuͤrſorge eintreten laſſen, daß dem Verbindungsweſen, namentlich ſo weit 
daſſelbe eine politiſche Tendenz hat, kraͤftigſt vorgebeugt und ſonach die Vor⸗ 
ſchriften des F. 2. des Bundesbeſchluſſes vom 20ſten September 1819. insbeſon⸗ 
dere auf die Privat⸗Inſtitute ausgedehnt werden. 
Wir bringen hierdurch dieſen Bundesbeſchluß zur allgemeinen Kenntniß 
Unſerer Behörden und Unterthanen, und wollen, daß die in demſelben enthalte⸗ 
nen Beſtimmungen von Unſeren ſaͤmmtlichen Behoͤrden und Unterthanen, und 
zwar nicht bloß in Unſeren zum Deutſchen Bunde gehoͤrenden, ſondern auch in 
allen uͤbrigen Landestheilen Unſerer Monarchie, ſo weit es ſie angeht, puͤnktlich 
befolgt werden ſollen. 5 


So geſchehen und gegeben Berlin, den 5ten Dezember 1835. 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 


Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Frh. v. Altenſtein. Graf v. Lottum. Frh. v. Brenn. . Kampf. 
Muͤhler. Ancillon. v. Witzleben. Graf v. Alvensleben. 
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( No. 1680.) Allerhöͤchſte Kabinetsorder vom sten Dezember 1835. betreffend die Anwend⸗ 
i 5 barkeit des fiskaliſchen Unterſuchungsverfahrens bei den, den Beamten 
f niedern Ranges in der Ausuͤbung ihres Amts, zugefuͤgten Beleidigungen. 


Die nach Ihrem und des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten Berichte 
vom lAten v. M. von einigen Gerichtsbehoͤrden feſtgehaltene, aus dem F. 216. 
des Anhangs zur Gerichtsordnung hergeleitete Anſicht, daß die den Beamten 
niedern Ranges bei Ausuͤbung ihres Amtes oder in Beziehung auf daſſelbe zu⸗ 
gefuͤgten Beleidigungen nur im Wege einer gewöhnlichen Injurienklage geruͤgt 
werden koͤnnen, iſt dem Geſetz entgegen, und die Beſtimmung in dem angefuͤhr⸗ 
ten $. 216. giebt zu dieſer irrthüͤmlichen Auslegung keinen Anlaß, da fie nur 
von gewoͤhnlichen Injurien ſpricht, ohne der im Amte zugefuͤgten Beleidigungen 
zu gedenken, wogegen das Geſetz im $. 209. Tit. 20. Th. II. des Landrechts 
ausdruͤcklich auch die Beſchimpfungen der Unterbedienten des Staats in ihrem 
Amte zu den Verbrechen zaͤhlt. Dieſe ſind, inſofern ſie nur zu den geringern 
Verbrechen gehoͤren, jederzeit nach der Vorſchrift der Prozeßordnung 5 3 


(Jo. 1079 — 1681.) 


— 294 — f 
§. 34. Nr. 1. im Wege der fisfalifhen Unterſuchung zu ruͤgen, und es muß, 
aus den im Berichte vom Iten v. M. angeführten Gründen, hierbei belaſſen 
werden. Es bedarf aber hieruͤber keiner neuen geſetzlichen Beſtimmung, viel⸗ 
mehr haben Sie nur die Gerichte zu belehren, welches durch die Bekanntmachung 
Meiner Order durch die Geſetzſammlung geſchehen kann. N 


Berlin, den öten Dezember 1835. 
b a | Friedrich Wilhelm. 
An den Staats⸗ und Juſtizminiſter Mühle. ran 


(No. 1681.) Allerhöchfte Kabinetsorder vom 5ten Dezember 1835., über die Anwendbarkeit 
der Allerhoͤchſten Order vom Aten Juli 1832. auf Klagen der in letzterer 
gedachten Perſonen. 5 8 


Als den in Ihrem Berichte vom 1Aten v. M. angeführten Gründen und nach 
Ihrem gemeinſchaftlichen Antrage will Ich hierdurch genehmigen, daß die in 
Meiner Order vom Aten Juli 1832. uͤber den Gerichtsſtand der darin bezeich⸗ 
neten Individuen zu 2. und 3. enthaltenen Beſtimmungen auch dann zur An⸗ 
wendung kommen ſollen, wenn die minderjaͤhrigen oder großjaͤhrigen, noch unter 
vaͤterlicher Gewalt ſtehenden Dienſtboten, Lehrlinge, Geſellen, Handlungsdiener, 
Kunſtgehuͤlfen, Hand⸗ und Fabrikarbeiter, in Injurien⸗, Alimenten⸗ und Entſchaͤ⸗ 
digungsprozeſſen, fo wie in ſolchen Rechtsſtreitigkeiten, welche aus ihren Dienft-, 
Erwerbs⸗ und Kontraktsverhaͤltniſſen entſpringen, als Klaͤger auftreten. Sie 
habe dieſe Beſtimmung durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß 
zu bringen. i 


Berlin, den öten Dezember 1835. 
Friedrich Wilhelm. > 
An die Staates und Juſtizminiſter v. Kamptz und Muͤhler. 


